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Die 28 Zeitung“ erſcheint täglich drei Mal, 
an ben auf die So 


Deutſcher Reichstag. 


(Nachdruck nur nach Uebereinkommen geſtattet.) 
7. Sitzung vom 15. Dezember, 12 Uhr. 

Die Beſprechung der Interpellation Baniche » Friedberg 
betr. Aenderung des Zuckerſteuergeſetzes wird fortgeſetzt. 

Abg. Dr. Meyer (Halle, Fri. Bra): Ich hatte geſtern der 
Rede des Schaßſekretärs mit 2 Aufmerkſamkeit zuge⸗ 
bört, um zu fehen, ob ich in feiner Rede wenigſtens einen Gedanken 
finden würde, dem ſch zuſtimmen könnte, und dieſes mein Streben 
ißt von einem ſchönen Erfolg gekrönt worden. (Heiterfeit.) Es war 
der Satz des Schatzſekretärs, daß kein vernünftiger Menſch der Land⸗ 
a feindſelig oder auch nur kaltblütig gegenüberſtehen könne. 
Die kleine Fraktlon, der ich angehöre, beſteht zum dritten Theile aus 
Landwirthen, und auch ein Zuckerfabrikant iſt darunter, der, wie ich 
mich vergewiſſert babe, mit meinen Grundanſchauungen übereinstimmt. 
Wir wünſchen jedem Gewerbe alles Gute, nur wollen wir für kein 
Gewerbe einen Vorthell auf Koſten anderer. Zu meiner Freude hat 
Graf Kanſtz ſich den Anregungen des Abe. Paaſche gegenüber 
ziemlich tübl verhalten. Wenn er ausführte, die konſervative Partel 
babe aus Höflichkeit gegen die Reglerung keine Intttattivanträge 
eingebracht, jo wollte er wohl damit andeuten, daß das Vorgeben 
von Paaſche das Gegentheil von Höflichkeit war. (Helterkelt.) Der 
Ton, den raf Kanitz gegenüber dem Abg. Paaſche anſchlug, er⸗ 
innerte an die W Valentins an feine Schweſter: „Mein 
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kommenden Ausführungen des Schatzſekretärs. (Beifall rechts und 
bei den Nattonalliberalen). 

Abg. Graf v. Mirbach (dk.): Es zog ſich . dle Rede des 
Abg. Richter der tödtliche Haß gegen die Landwirthſchaft wie ein 
votber Faden. Wie kann Abg. Richter von einem Aufſchwung der 
Landwirthſchaft ſprechen angeſichts der Thatſache, daß unjere be⸗ 
deutendſten Viehzüchter bei uns vollkommen ruinirt find? Nennen 
Sie mir doch eine Aktiengeſellſchaft, die ihren Verdienſt in rein 
landwirthſchaftlicher Thätigkeit ſucht. (Sehr richtig! rechts.) Wenn 
der Abg. Richter die agrariſche Richtung des Schatzſekretärs, der 
die kleinen Produzenten ſchützen will, bedauert, ſo erkennen wir 
des Schatzſekretärs Abſichten um fo mehr an, weil wir darin eine 
wirkſame Fürſorge für ſozlale Geſetzgebung ſehen. Die Frei⸗ 
ſinnigen haben aber immer den Großkapitallsmus vertreten. Ein⸗ 
verſtanden dagegen bin ich mit dem Abg. Richter, daß wir mit 
Amerika in Unterhandlungen eintreten follen, aber ich möchte dieſe 
Verhandlungen auch ausgedehnt ſehen auf die Frage der Reſtitution 
des Silbers. Das Geſetz von 1891 iſt damals von den National- 
liberalen und den Herren aus dem Centrum gemacht worden. 
Wenn dieſe uns nunmehr helfen wollen, ſo freut uns das. Alle 
ſtaatserhaltenden Parteien ſollten ſich zuſammenthu n, um auf dieſem 
Gediete zu einem Erfolge zu kommen. (Beifall rechts.) 

Abg. Wurm (Soz.): Um die Not den des Gedeihens 
der achat ing zu bewelſen, haben Ste die Intereſſen der Land⸗ 
wirthſchaft ins Treffen geführt. Man vergißt aber die Thatſache, 
daß, wo der Rübenbau gedeiht, die Menſchen degenerlren, wie z. B. 
im Magdeburgiſchen, wo die Leute in der Woche nur Mehlſuppe 
und am Sonntag böchſtens Salzhering genießen. Die Löhne in 
der Zuckerinduſtris find außerordentlich gering. Bis zum Jahre 
1897, dem Aufhören der Prämienzahlung, werden 507 Millionen 
Mark Prämien in die Taſchen der Zuckerproduzenten gefloſſen ſein. 
Die Zuckerproduzenten ihrerſelts haben dagegen an Arbelterwohl⸗ 
fahrtseinrichtungen nichts geleiſtet, worüber die Berichte der Ge⸗ 
werbe⸗Inſpektoren klagen. Dieſe Induſtrie auch nur mit einem 
Pfennig zu unterſtützen, lehnen wir auf das entſchiedenſte ab. (Bei⸗ 
fall bei den Sozialdemokraten.) 5 

Abg. Graf Limburg⸗Stirum (d): Der Vorredner hat über 
die Lage der Arbeiter der Zuckerinduſtrie ein ſchiefes Bild gegeben. 
Die Zuckerinduſtrie iſt eine Wohlthat für die ländliche Bevölkerung 
denn in der Zeit, in der die übrige landwirthſchaftliche Arbelt ruht, 
finden die Leute in der Zuckerinduſtrie Arbeit. (Unruhe links.) 
Was unſer Verhältniß zu Amerika betrifft, fo bin ich in den meiſten 
Punkten mit dem Staatssekretär Frhr. v. Marſchall einig. Der 
Fehler lieat eben in der Bindung unferer Tarife, die es uns un⸗ 
möglich macht, wenn das Ausland uns ungünſtig behandelt, ihm 
mit gleicher Münze zu bezablen. Cine ſolche De wie ſie 
ä 


an muß doch fragen, ob es der Würde des Reichstags ent⸗ 
ſpricht, ſich einen ſolchen Vertragsbruch gefallen zu laſſen. (Zu⸗ 
ſtimmung rechts.) as 


(Der 1 erſcheint im Saal.) 
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b cafgerichtlich 
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ſchluß tft mit 9 gegen 4 Stimmen gefaßt.) 
Dazu liegt ein nationalltberaler Antrag Abt und 
Genoſſen vor, die Kommiſſion für die Geſchäftsordnung af ufor⸗ 
dern, unter Vorſitz des Präsidenten des Reichstages alsbald den 
Entwurf einer Aenderung und Vervollſtändigung der Geſchäftsord⸗ 
nung auszuarbeiten und dem Reichstage zur Beſchlußfaſſung vor⸗ 
zulegen, durch welchen die Disziplinargewalt des Reichs⸗ 
tages und des Präſidenten gegen die Relchstags⸗ 
mitglieder während der Ausübung ihres Berufes in ange: 
meſſener Weiſe verſtärtt wird 2 
Berichterſtatter an; Dr. Pieſchel (ntl.) referirt über die Ver⸗ 
handlungen der Geſchä e fon. Die Mehrzahl der 
Kommiſſion war der Anſicht, die der Anſicht der bedeutendſten 
Staatsrechtslehrer entſpricht, daß unter „Aeußerung“ im Sinne 
des § 30 der Verfaſſung auch „konkludente Handlung und Unter⸗ 
laſſung zu berieben ſel. Man betonte, daß gerade gegenüber die⸗ 
ſem eriten Verſuch eines Eingriffs in die Rechte des Hauſes man 
um ſo a dem Staatsanwalt entgegentreten müſſe. 
Refuitat der Abſtimmung über den Strafantrag des Staatsan⸗ 
walts war Ablehnung des Antrags mit neun gegen vier Stimmen. 
Ich empfehle Ihnen die Annahme des Beſchluſſes der Kommiſſion. 
Aba. Roeren (Etr.): Bezüglich der Stellung meiner Partel 
zu dem Vorgehen der Sozialdemokraten weife 100 auf unſere deer 
5 6 Vergangenheit und auf unſern religtöfen und ſitelſchen 
Standuuntt hin. Es bedarf deshalb keiner ausdrücklichen Ver ⸗ 
ö wir auf ſtreng mona rchiſchem Boden 
ſtehen und jede Verweigerung der Ehrfurcht gegen den Mon⸗ 
archen entgegentreten werden. (Veſſall) Wir halten es aber für 
durchaus geboten, dieſe perſönlichen Empfindungen und Anſchauun⸗ 
gen bei der Beſchlußfaſſung über den jetzt vorliegenden Antrag 
zurücktreten zu laſſen und uns ja nicht verleiten zu laſſen, Be⸗ 
ſchlüſſe zu faſſen, die von der 12174 werſten Bedeutung 
für die ganze fonftituttomel 
und der eingelnen Abgeordneten und für die Entwicklung unſeres 
Verfaſſungslebens fein würden. (Beifall links und im Centrum.) 
Darüber können wir nicht zweifelhaft fein, daß, wenn dieſer Antrag 
der Staatsanwaltſchaft angenommen wird, damit der Artikel 30 
und die dadurch gewährleiftete Immunität beſeitigt iſt 
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daß der Reichstag ſich ſelbſt für unguftändig er 
klärt zur Aufrechter haltung ſeiner Oordnung 
daß er nicht imſtande i ft, die nothwendigen Maßregeln zu treffen 
und ſich ſelbſt der Ueberwachung der Staatsan⸗ 
waltſchajt unterſtellt. Als ich die Notiz von der Ein⸗ 
reichung des Antrags in der Zeitung las, babe ich fie einfach als 
Werk eines findigen Zeitungsreporters betrachtet. 
Als es aber bekannt wurde, daß ein ſolcher Antrag wirklich dem 
Bureau der Staatsanwaltſchaft entſprungen fet, hat die öffentliche 
Meinung jo einmüthig und eneratih, wie es ſelten bei anderen 
Anläſſen zu Tage getreten iſt, dies Vorgehen verurthellt, und man 
bätte erwarten follen, daß 1. der Antrag zurückgezogen wer⸗ 
den wüde. (Widerspruch rechts, Zuſtimmung links.) an würde 
dem Antrag dieſe Bedeutung nicht beimefjen, wenn man annehmen 
könnte, daß er nur der persönlichen Initiative des erſten Staats⸗ 
anwalts beim Landgericht I. au Berlin entiprungen ſel. Allein die 
Hlerarchle des Inſtituts unſerer preußiſchen Staatsanwaltſchaft 
und insbeſondere die praktiſche Handhabung deſſelben laſſen es 
zwelfellos erkennen, daß dieſer Antrag, wenn nicht auf ausdrück⸗ 
liche 3 dann doch unter Zuſtimmung und mit Geneh⸗ 
migung des oberſten Chefs geſtellt in — des oberſten Chefs, der 
damit als preußiſcher Juſtizminiſter zum erſten Male propria 
manu in das Paxlamentsleben eingreift und dadurch auf uns einen 
unangenehmen Eindruck gemacht hat. Nach Anſicht der Kommiſſton 
haben wir uns nicht mit der Frage zu beſchäftigen, ob durch das 
Sitzendleiben der Thatbeſtand des § 95 des Reichsſtcafgeſetzbuchs 
erwiejen ſeſl. Wenn aber auf die Rechtsprechung zurüdgegriffen 
wird, dann welfe ich doch darauf hin, daß die Entſcheidungen 
des Reichsgerichts über dieſen Punkt verſchleden 
ausgefallen find. Ja, es find Entscheidungen vorgekommen, die 
nicht allein in weiten Kreiſen des Volkes, ſondern auch in juriſti⸗ 
ſchen Krelſen bedenkliches Kopfſchütteln bervorgerufen haben. (Sehr 
wahr! links und im Centrum.) Das dreimalige Hoch auf 
Se. Maleſtät ſoll ein Akt der Huldigung und Loyalttät fein, und 
Ich würde bedauern, wenn dieſe Manifeſtation 
der Loyalität ibres eigentlichen Charakters be⸗ 
raubt würde, wenn das Einſtimmen in dieſes Hoch 
nicht mehr eine freiwillige Handlung bliebe, ſon⸗ 
dern zu einer durch ſchwere Gefänganißſtrafen 
erzwingbaren Handlung gemacht würde. (Belfall.) 
30 freue mich, daß ich in der Begründung des Antrages nicht elner 
eduktton begegnet bin, die eine der Regierung ſehr nahe ſtehende Zei⸗ 
tung gebracht bat nämlich; der Art. 30 gewährt Strafloſigkeit, wenn 
der Abgeordnete ſich in der Ausübung jeines Berufs befindet, der Abge⸗ 
ordnete hört aber auf, in der Ausübung ſeines Berufs ſich zu befinden, 
wenn er eine ſtrafbare ren begeht. (Große Heiterkeit.) Die Straf⸗ 
lofigtett tritt aber nur ein, fo lange er keine ſtrafbare Omdlung 
begeht. (Erneute große Heiterkeit) Dagegen hat ſich der Staats⸗ 
anwalt die Deduktion zu eigen gemacht, daß er zwiſchen „münd⸗ 
lichen Aeußerungen“ und „konkludenten Handlungen“ unterſcheidet, 
und daß er nur für die eriteren Strafloſigkeit eintreten laſſen will. 
Kein Autor, der überhaupt eine Iiterpellatlon dieſer Stellen ge⸗ 
geben hat, — ich nenne nur Olsbauſen, Binding, Oopenhoff — 
macht dieſe Unterſcheldung. Nach den Ausführungen der Staats: 
anwaltſchaft würde alſo ſtraflos bleiben, wer eine platte, kraſſe 
mündliche F ee begeht, aber ftraffret bleiben, wer eine 
ſymboliſche Majeſtätsbeleidigung begeht. Dieſe Unterſcheidung hängt 
ch mechaniſch an den Buchſtaben des Paragraphen, faßt aber nicht 
den Sinn des Geſetzes. Der Art. 87 der preußtichen Verfaſſung. 
welcher über denſelben Gegenſtand handelt, hatte ſtatt des Wortes 
„Aeuberungen“ die Worte ausgeſprochene Meinungen“, und es tft 
bekannt, daß das preußiſche Odertridunalsgericht ſich Mühe gegeben 
dat, an dieſen Worten in tendenztöfer Weile zu deuteln. Um 
ſolchen Deutelelen vorzubeugen, warde bel Adfafjung des Act. 3) 
der Reichsverfaſſag anſtatt deſſen das Wort „Aeußerung en“ ge⸗ 
wählt. Wenn alle mit mir der Meinung find, daß unter Aeuße⸗ 
rungen nicht blos Worte, ſondern auch konkludente Handlungen 
verſtanden wverden, jo müſſen wir den Antrag pure ablehnen, weil 
er unſere Immunität angreift. (Zuſtimmung im Centrum und links.) 
Eine andere, davon ganz unabhängige Frage in, od es angezeigt 
zb enn eiche aus uns ſeloſtberaus Mittel 
und Wege zu finden, um Aas ſchreitungen und 
Ungehörigkeiten einzelner Abgeordneter 
entgegenzutreten. Allein der Vorgang vom 6. Dezem⸗ 
ber, ſo ſehr man ihn bedauern mag, kann uns niemals dazu ver⸗ 
anlafjen, daß wir das Recht aus der Hand geben, die Ordnung 
bier ſelbſt aufrecht zu erhalten. Der Reichstag hat ſich bereits 
öfter mit diefer Frage beſchäftigt, vor zwei Ihren und auch im 
abre 1879, und bei allen dieſen Verhandlungen waren ſämmtliche 
arteien dieſes Face und 111 beſonders die konſeroative, einig, 
daß es lediglich Sache des Reichstages ſei, für das Hausrecht zu 
ſorgen. Der konſervatlde Abg. v. Helldorff⸗Bedra meinte damals, 
daß der Reichstag die Beſugniß, das Strafrecht ſelbſt zu üben bei 
Ausſchreitungen, nicht aus der Hand geben dürfte. Rüge und 
ühne müſſe ein Inter num es Hauſes 
blelben. Der konſervatſve Fürſt Hohenlohe, jetziger 
Statthalter von Elſaß⸗ Lothringen, erklärte, daß kein Par⸗ 
lament ſich an das Hausrecht taſten laſſen werde. 
Dex Reichstag bat ſelbſt ſeines Hausrechts zu 
walten, und niemand bat ſich in feine Angelegenheiten zu 
miſchen. Ya dies doch, jo haben wir ihn zurückzuweiſen 
und zwar jo zurückzuweiſen, daß er dieſen 
Verſuch nicht zum zweiten Male macht. (Beifall link⸗ 
und im Zentrum.) Wir kommen ſonſt zu einem Zuſtand, wonach 
wir am Nachmittag bier Verhandlungen pflegen, und Abends ſetzt 
ſich ein Staatsanwalt oder ein anderes Organ der Pollzei hin 
und ſieht die Verhandlungen daraufhin durch, ob ſie in ange⸗ 
meſſener Weiſe geführt worden find (Heiterkeit), um eventuell Ads 
geordnete vor das Forum des Strafrichters zu ziehen. Dieſen 
uſtand würden wir durch Annahme des Antrages herbeiführen, 
deshalb bitte ich, den Kommiſſtonsbeſchlaß anzunehmen, Die heute 
wieder eingebrachte Reſolutlon iſt auf meine Anregung in der 
Kommiſſton zurückgezogen worden. Der Reichstag wird wohl 
Veranlaſſung nehmen, dieſer Frage näher zu treten, und wird 
hoffentlich zu einem guten Reſultate kommen. Aber wenn wir die 
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Reſolutlon anknüpfen au den Antrag der Staatsauwaltſchaft, dann 
erkennen wir ja an, daß es der Einwirkung des Staatsanwalts 
erſt bedurfte, um uns zu dieſer Revlſion zu veranlaſſen. (Sehr 
richtig!) Sollte die Reſolution angenommen werden, fo erkläre 
ich Namens meiner Partei, daß, wenn wir zuſtimmen, wir nicht 
dazu veranlaßt worden find, weil die Staatsanwaltſchaft ſich in 
dieſe Angelegenheit gemiſcht hat. (Beifall im Zentrum und links.) 
Reickskanzler Fürſt Hohenlohe: Für die Anklage der Staats⸗ 
auwaltſchaft handelt es ſich um Thatſachen, die bier vorgekommen 
find, und die ich feſtſtellen will. In der Sitzung vom 6. Dezember 
bat ein Theil der ſozlaldemokratiſchen Parte ſich geweigert aufzu⸗ 
ſtehen be: einem Hoch auf Seine Majeſtät. Dieſe Demonitatton hat 
ste Gefühle des Reichstages verletzt. Gegenüber der ſich 
geltend machenden Entrüſtu es Reichsta 
warde r Präſident, wie er ſe erklärte, u 
inder Lage, Abhi ſch a Es bliebal 
nichts anderes übrt als e Hilfe der Ge⸗ 
chte in Anſpruch zu nehmen. (Lachen links und im 
Centrum.) Durch den Antrag dis Staatsanwolts iſt der Reichstag in die 
Vage geſetzt, zu entſcheiden, ob er die Verletzung feiner monarchi⸗ 
ſchen Gefugle ſich gefallen läßt. (Sehr gut! rechts.) Abg. Lieb⸗ 
tnecht hat in einer ſpäteren Sitzung geſagt, er und feine Freunde 
ſeten überraſcht worden, eine abſichtliche Demonſtratlon habe nicht 
ſtattgefunden. Ich will die Wahrhaftigkeit des Abg. Liebknecht nicht 
enzweifeln, indeſſen warum dat Abg. Liebknecht es zugelaſſen, daß 
Abg. Singer in ſo gehäſſiger Weiſe jene Vorgänge kommentirte? 
(Sehr gut! rechts.) — Das find die Thatſachen. Sie haben das 
Recht, darüber zu urtheſlen, wie es Ihnen beliebt. (Beifall rechts.) 
Heiterkeit links.) 


Abg. Graf Mirbach (dk.): Namens meiner politiſchen Freunde W 


habe ich pa erklaren: Wir waren übereinftimmend der Anſicht, 
daß es nicht Sache des Reichstages jet, zu prüfen, ob der vor⸗ 
liegende Thatveftand zu einer Verurtheilung führen müſſe oder 
nicht. Darüber beſteht bei uns kein Zweifel, daß wir einem An⸗ 
trage auf Strafverfolgung, nur wenn ſchwere ſtrafbare Handlungen 
oder wenn der Thal beſtand der Verdunkelung vorliege, Folge geben. 
Meine politiſchen Freunde verfolgen aber ſeit einer Reihe von 
Jahren die Praxis, daß fie in allen Fällen, wo eine Majeſtäts⸗ 
beleidigung vorliegt, das Strafverfahren nicht auf: 
halten wollen. Wir würden aber auch, wenn eine ſolche Braxis 
nicht vorläge, in dem vorliegenden Falle nicht nur dieſes Ve tum 
abgeben, ſondern auch die dringende Bitte an das Haus richten, 
Ach unſerm Votum anzuſchlließen. Die Sozialdemokraten treten 
durch dieſe Stellungnahme aus dem Rahmen der beſtehenden 
Staatsordnung vollkommen heraus, und welche Konſequenzen man 
daraus ziehen kann, iſt ja einfach genug. Der vorliegenden Reſo 
lutlon ſtimmen wir zu. Mlr persönlich wird feiner den Vorwurf 
machen können, als ob ich jemals die W die die Verfaſſung 
des deutſchen Reiches dem Reichstage giebt, irgendwie verdunkeln 
oder verſchieben helfen wollte. x ſtehe mit allen meinen polltiſchen 
Freunden auf dem Boden der Verfaſſung, daß wir für uns volle 
Unabhängigkeit de lege ferenda im welteſten Umfange in Anſpruch 
nehmen. Wir wünſchen, daß uns gegenüber dieſe Linte reſpektirt 
und von feiner Seite verdunkelt wird. 

Abg. Singer (S. z.): Wenn die Partel des Grafen Mirbach 
in allen Fällen, wo es ſich um Majeſtätsbeleidigungen handelt, für 
die Strafverfolgung ihre Zuſtimmung geben will, fo tft damit ganz 
klar ausgeſprochen, daß ſie dem Verſchſüngsbruch zuſtimmt. (Wider⸗ 
ſpruch rechts) Es handelt ſich bier nicht um den Schutz eine 
einzelnen Mitgliedes, ſondern um die Janehaltung einer für die 
Rechte des Volkes gegebenen Verfaſſungs deſtimmung. In dieſer 
Frage vertreten wir den konſervatlven Standpunkt (Lachen rechs.) 
Die Aeußerung, daß wir mit unſerer Haltung aus der Staat3orb- 
nung heraustreten, war unvorſichtig angeſichts des Umſtandes, daß 
im Bundesrath auch Vertreter von Wien der gen (Lachen rechts.) 
Sie (nach rechts) haben jetzt nicht nöthig, der Krone zu oppontren. 
In anderen Situationen waren die Herren nicht fo bereit, ihre 
Loyalität kund zu thun. In Konſequenz der Aeußerung des Reichs⸗ 
kanzlers über die Nothwendigkeit, daß gerichtliche Hilfe eintreten 
15 wenn der Präſident nicht die Macht habe, elinzuſchreiten, 
müßte der Reichskanzler Veranlaſſung nehmen, einen Ge n⸗ 
darmenin dieſen Saal zu kommandiren, damit 
Ades Mal, wenn der Präſident nicht in der Lage iſt. Ordnung zu 
ſchaffen, er von der Poltzei unterſtützt wird und der Uebelthäter am 
Kragen gefaßt und herausgeſchafft wird. Das tft auch ein Cha⸗ 
rakteriſtikum für den „neueſten Kurs“! Es iſt vollkommen klar, 
daß die verbündeten Regterungen dieſen Anlaß benutzen werden, 
um den Wind, der jetzt einmal durch das, Deutſche Reich weht, zu 
unterſtützen, um eine Haupt⸗ und Staatsaktlon aus dem Vorfall 
zu mochen, d. h. einen Entrüſtungsrummel in Szene zu ſetzen und 
jenen Vorfall politiſch zu fruktifiziren. (Widerſpruch rechts.) 
Ich hade keine andere Erklärung für die Cin miſchung 
der Regierung in ein Intereſſe des Hauſes. 
Der Vorgang vom 6. Dezember tft auch nicht fo ohne Beiſpiel. 
In einem Landtag iſt ein Mitglied der Gentrumkpartet beim Hoch 
auf den Regenten ſitzen geblieben. Ich erinnere an den Fall Ruh⸗ 
land in Bayern. Ader auch aus Preußen find, wenn auch nicht 
abſolut gleichartige, doch ähnliche Erſcheinungen bekannt. In einer 
Körperſchaft, der ein hoher Beamter präſidirte, iſt ein Mitglied 
bel dem Hoch auf den König von Preußen ſitzen geblieben. Bet⸗ 
plellos iſt nux die Art, in der die Herren von der Rechten dieſen 
Vorgang zu ihren Zwecken ausnützen wollen. Der Reichskanzler 
tönnte ja zur Erleichterung ſeiner Arbeitslaſt dem Staatsanwalt 
einen Platz auf der Tribüne, vielleicht auch in elner Ecke des 
Bundesrathstiſchs, anweiſen, Damit ſtets eine Ueberwachung unſerer 
Verhandlungen vorhanden iſt. Vielleicht kann auch der 
Reichstag unter das preußiſche Vereinsgeſetz 
geſtellt werden, damit bei irgend einer pafjen: 
den Gelegenheit der Reichstad aufgelöſt werden 
kann. (Lachen rechte.) Die Frage hat eine andere Färbung be⸗ 
kommen dadurch, daß ſich die offizlöſe Preſſe der Sache bemächtigt 
bat. Der „N. Allg. Ztg.“ iſt bereits eine grobe Fälſchung nachge⸗ 
wleſen, ſie hat es noch nicht für werth erachtet, ſie zu widerrufen. 
Wichtiger jedoch iſt die Betheſligung der olfiztöſen Preſſe, die unter 
der Aegide des preußiſchen Miniſters des Innern entſtanden iſt und 
die ſich mit einem Leitartikel über dleſe Frage eingeführt hat. Mir 
iſt aber von patxtolſchen Entrüſtungskundgebungen, von denen 
dieſer Artikel ſpricht, nichts bekannt geworden, obwohl ich nicht be⸗ 
ſtreite, daß ſolche Kundgebungen in Szene geſetzt werden können. 
Wr kennen ſie ja aus anderer Zeit her. Aber ich gebe die Ver⸗ 
ſicherung, daß Ich jeder Verſammlung, welche von der Negierungs: 
ſeite inſzenirt wird, bundert andere Verſammlungen entgegenſetzen 
kann, die das Gegenthell von dem aussprechen, was in jenen Ver⸗ 
ſommlungen zum Ausdruck kommt. (Sehr richtig! bet den Sozſal⸗ 
demokraten.) Die Regierung möge doch in den auswärtigen Zei⸗ 
tungen ſehen, was dort über ſie geſagt wird, und der Reichskanzler 
ſollte ſich vom Sta atsſekretär des Auswärtigen Amts die dort ge: 
haltenen engliſchen und franzöſiſchen Zeitungen geben laſſen, wo 
er Aeußerungen finden wird, die ihn doch ſehr bedenklich machen 
würden. Bei dem nattonclliberafen Antrag, der eine Erwetterung 
der Disziplinarbefugniſſe des Präſidenten anſtrebt, handelt es ſich 
auch um de Möglichkeit des Ausſchluſſes aus dem Haufe. Der 
Reichstag hat aber gar kein Recht, ein Mitglied auszuſchließen, 
das vom Volke auf Grund ſeines Wahlrechts gewählt iſt; denn 
höher als der Reichstag ſteht noch das Volk! Glauben Sie 
übrigens, daß Sie jemand durch eine Disziplinarſtrafe werden 
zurückhalten können, ſeiner innerſten Ueberzeugung Ausdruck zu 
geben ? Dieſes Recht werden wir und auf keine Weiſe nehmen 
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laſſeu! Die Disziplinargewalt bezweckt nur die Aufrechterhaltung 
der äußeren Ordnung, aber bier ſoll die Aenderung der Geſchäfts⸗ 
ordnung zur Schaffung eines neuen Knebelungszeſetzes dienen. 
Der Reichstag wird den Antrag der Staatsanwaltſchaft ablehnen. 
Dos iſt einer der vernünftigſten Beſchlüſſe des Reichstags, mit dem 
wir ſehr zufrieden find. (Beifall bei den Sozialdemokraten.) 
Bevollmächtiater zum Bundesrath, preußtſcher Minifter des 
Innern, v. Köller: Der Vorredner fing ſeine Ausführungen damit 
an, auseinanderzuſetzen oder beweiſen zu wollen, daß die ganze 
Angelegenheit, um die es ſich bier handelt, lediglich eln Verf ch der 
verbündeten Regierungen ſel, den Wind, der jegt in Deu ſchland 
webt, auszunutzen. Wenn ſie ſich beklagen, daß die Reglerung in 
dem neuen Organ das ausſpricht was ihre Meinung iſt, ſo ver⸗ 
ſtehe ich das nicht. Allerdings giebt der Artikel der „Berliner 
Korreſpondenz“ die Auffaſſung der Regierung über die Frage 
wieder, und Sie ſollten dankbar ſein, daß Sie Klarheit darüber 
haben. (Helterkeit.) Die Regierung hat gar kein Intereſſe daran, 
te Sache zu einem Entrüſtungsrummel aufzubauſchen. Ich will 
nun kurz und ruhig die Sachlage auseinanderſetzen. In jener 
Sitzung am 6. dieſes Monats iſt eine Sache hier vorgekommen, 
von welcher die Redner ſämmtlicher Parteien erklärten, daß ſie ſie 
aufs äußerſte mißbillſgten, und daß fie auf fie alle einen außer⸗ 
ordentlich peinlichen Eindruck gemacht hätte. Der Präſtdent des 
Hauſes erklärte unmittelbar nach dem Geſchehntſſe, daß ihm lelder 
lein Mittel zu Gebote fände, derartlae Vorkommniſſe in gebüh⸗ 
render Weiſe zu rügen. Dieſer Aeußerung gegenüber war man 
im Reichstag ſtill; es meldete ſich nremand zum Wort. Ich mu 
alfo annehmen, daß der Reichstag auf dem Standpunkt ſteht, daß 
die jetzige Geſchäfts ordnung nicht genügt. (Sehr richtig! rechts.) 
enn nun derartige Sachen in einem fo hohen 
Hauſe vorkommen und der Reichstag ſelbſt erklärt, 
er ſeinlcht in der Lage, Remedur eintreten zu 
laſſen, ſoliegt doch nahe, daß eine aufmerkſame 
Regierung ernſtlichprüft: Sind denn nicht geſetz⸗ 
liche Beſtimmungen vorhanden, auf Grund deren 
derartigen Uebelſtänden entgegengetreten wer⸗ 
den kann? (Lachen links) Das werden Sie doch nicht in Ab⸗ 
rede ſtellen, daß Artikel 3) der Verfaſſang in der Abſicht niederge⸗ 
ſchrieben iſt, daß er irgendwle und irgendwo und irgendwann eſn⸗ 
mal zur Geltung kommt. (Sehr richtig! rechts.) Wenn der Geſetz⸗ 
8 niemals daran gedacht hätte, daß ein folcher Fall, in dem 
rtikel 30 zur Geltung kommt, einträte, dann hätte man doch einen 
ſolchen Arllkel nicht machen ſollen! (Lachen links. Sehr richtig! 
rechts.) Die verbündeten Regierungen konnten ſich gar nicht dem 
Vorwurfe ausſetzen, nicht dieſ 8 Mittel zu verſuchen und Ihnen 
die Entſchließung über die Frage vorzulegen, ob Sie in der vom 
Staatsanwalt gewünſchten Form eine Korrektur eintreten laſſen 
wollen. Die Regierung hat Sie keinesfalls gebeten, den Antrag 
anzunehmen; fie hat Ihnen die freie Entſchließung überlaſſen. 
Wenn Ste ihn ablehnen, je nun, — denn nicht. 
keit.) Es entſteht die Frage, wie und auf welche Weſſe wollen 
Ste dafür ſorgen, daß derartige Sachen nicht mehr vorkommen 
reſp. daß geeignete Remedur eintritt? Wenn Sie nun ausgeführt 
haben, es handele ſich um die Immunität der Abgeordneten, ſo iſt 
es den verbündeten Regierungen und auch dem Staatsanwalt ab⸗ 
ſolut nie eingefallen, an das Recht der Immunität zu taſten. Es 
tft aber die Frage, wann und wo die Immunität beginnt. (Zu⸗ 
rufe links.) Herr Singer, halten Sie ſich für befugt, jede ſtraf⸗ 
bare Handlung hier im Hauſe vorzunehmen? (Lachen links.) Ab⸗ 
ſolut unmöglich iſt es, ein endailtiges Urtheil abzugeben, ob eine 
ſtrafbare Handlung, die vorgekommen ſein ſoll, geſchützt wird durch 
die Immunität der Reichstagsabgeordneten. An Ihnen liegt 
es zu entfhetden, ob Sie wollen, daß die 
ſtrafrechtliche Verfolgung „Sofort“ ftatıftn-= 


det oder nicht. 

Abg. Gamp p.): Es handelt ſich hier nicht um die. Be⸗ 
ſelligung der Immunität des Reichstags. Das Gericht, dem der 
Abg. Rören ſelbſt angehörte, hat ſelbſt einmal einen glänzenden 
Beweis ſeiner Selbſtändigkett gegeben. Es iſt nicht richtig, daß in 
Artikel 30 unter „Aeußerungen“ jede Willensäußerung zu verſtehen 
ei. Würden Sie Straffreiheit verlangen, wenn wir bier mit 
Knütteln auf einander losgingen? (Lachen und Zurufe im Cen⸗ 
trum und links.) Ja, eine Willensäußerung tft auch dies. (Heiter⸗ 
keit.) Die Entſcheidung darüber, ob Artikel 30 der Verfaſſung hier 
Platz greift, liegt nicht beim Reichstag, ſondern bei den ordentlichen 
Gerichten, denn der Reichstag tft nicht das ganze Jahr beiſammen; 
ſowie er geſchloſſen iſt, tritt ja die Thätigkeit der Gerichte ein. 
Redner erklärt, die Freikonſervattven ſtimmten dem Antrag des 
Staatsanwalts zu. \ 

Abg. Dr. v. Bennigſen (nilb.): 
Verſammlung hat meine Partei beſchloſſen, dem Antrage der Kom⸗ 
miffton zuzuſtimmen, jedoch zugleich die Ihnen vorliegende Re⸗ 
ſolutlon einzubringen. Was die Frage der Anwendbarkeit des Ar⸗ 
tikel 30 betrifft, fo unterliegt feine Auslegung in letzter Inſtanz den 
Gerichten. (Sehr richtig! rechts.) Ueberwiegend geht allerdings die 
Anſicht hervorragender Politiker und Rechtslehrer dahin, daß in dem 
Ausdruck „Aeußerung“ nicht blos mündliche Aeußerungen, ſondern 
auch das Verhalten oder Unterlaſſen eines Abgeordneten mit ein⸗ 
begriffen iſt, welches als Kundgebung einer politiſchen Meinung ver: 
ſtanden werden kann. (Sehr richtig! links) Für dieſen Fall würde es ſich 
alſo darum handeln, ob das Stitzenbleilben des Abg. Lieb'necht als eine 
Kundgebung der Geſinnung, nach unſerer Meinung allerdings einer 
bedauerlichen Geſinnung (Lachen bei den Soztaldemofraten), auf⸗ 
gefaßt werden kann. Aber ſelbſt wenn wir zweifelhaft ſind, wie 
der Ark. 30 ausgelegt werden muß, ſo iſt es doch ſehr peinlich und 
ſchwer für uns, gegen unfere Immunität uns zu erklären. (Sehr 
Bang Unks.) elche Situation wird z. B. herbeigeführt, wenn 
der Richter in letzter Inſtanz erklärt, die Immunitätsbeſtimmung 
jet auf diefen Fall nicht anwendbar gegen den deutſchen Reichstag. 
(Lebhafte Zuftimmung.) Unſere Reſolutlon halten wir für ange: 
bracht, ſchon mit Rückſicht auf unferen Präſtdenten, der fo lange 
an der Spitze des Reichstags ſteht, von dem Vertrauen aller 
Parteien berufen, der am 6. Dezember ſagen mußte, ihm ſtehe kein 
Mittel zur Verfügung, ſolche Vorkommniſſe zu rügen. Dieje 
Aeußerung iſt angeſichts des letzten Vorganges und anderer ähn⸗ 
licher Dinge im Laufe der letzten Jahre a begreiflich, ange⸗ 
ſichts deren wir an die Froge herantreten müſſen, ob in Deutſch⸗ 
land die Diszlplinargewalt nicht ähnllch 
verſchärft werden ſoll, wie in anderen Län⸗ 
dern, die durch ihre parlamentariſche Freiheit befannt find, In 
Frankreich kann u. a. auf Dlätenentziehung erkannt werden. n 
der bisherigen Art kann bet den geringen Disziplinarbefugnifien. 
die wir haben, nicht weiter gearbeitet werden. (Sehr richtig! 
rechts.) Der Hinweis auf die Ablehnung ähnlicher Vorſchläge Ende 
der ſiebziger Jahre trifft nicht zu. Damals wurde uns ein Staats⸗ 
geſetz vorgelegt, das unſere Disziplin regeln ſollte, zu deſſen Ab⸗ 
änderung die Mitwirkung des Bundesraths nothwendig war. Jetzt 
wollen wir ſelbſt ſchärfere Beſtimmungen treffen und find ſtets in der 
Lage, obne Mitwirkung des Bundesraths eine Aenderung eintreten zu 
lafjen. Gegenden Abg. Llebkgecht liegt ein Antrag vor, aber der Abg. 
Singer bat deſſen Verfahren durch feine Aeußerungen eigentlich 
verſchärft. (Sehr richtig! links.) Seine Aeußerungen waren viel 
ſchlimwer, als das Verhalten des Abg. Liebknecht (Sehr richtig! 
rechts), und in der ſozialdemolratiſchen Preſſe wurde dieſer Vor⸗ 
gang jo aufgefaßt, als ob damit die So zialdemakcatie ihren Triumph⸗ 
einzug in das neue Reichstagsgebäude gehalten habe. Alle bürger⸗ 
lichen Parteien müſſen ſich zuſammenraffen, um einen feſten Damm 
gegen den revolutionären Andrang zu behaupten. Abg. Llebtnecht 
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ſprach von Feigheit und Heuchelei, wenn er in da? Hoch eingeſtimmt 
hätte (Abg. Heben echt: Allerdings ) Werden Ste, Abg. 
Bebel, es auch Feighett und Heuchelei nennen, wenn die ziel⸗ 
bewußten Genoſſen, die in den bayriſchen oder ſächſiſchen Laudtag 
gewählt werden, dort den Eid auf die Verfaſſung leiſten? (Lärm 
dei den Sozlaldemokraten. Rufe rechts: ruhig!) Ich bitte Sie, 
unſern Antrag anzunehmen. 

Abg. Richter (Freiſ. Bp.): Ich halte es nicht für richtig, daß 
man mit dem Antrage der Staatsanwaltſchaft unmittelbar den 
Antrag auf Abänderung der Geſchäftsordnung verknüpft. In der 
Kommiſſton hat man von Seiten der Mehrheit vermieden, die 
Frage de lege ferenda bei dieſer Gelegenheit zu erörtern, weil das 
fo ausgelegt werden könnte, als ob darin eine gewiſſe Unterſtützu 
des Vorgehens des Staatsanwalts liege. Der Vorredner beru 
ſich bei der Forderung der Ausdehnung der Disztplinarftrafen auf 
andere Länder. Es ſſt merkwürdig, daß man ih auf par la⸗ 
mentariſch regierte Länder mit Vorliebe bezieht, 
wenn es darauf ankommt, unſere parlamentariſche Stellung zu 
ſchmälern. Geben Ste uns die parlamentariſche Verfaſſung Enge 
lands, und wir ſind bereit, ſolche Dinge auch in Kauf zu nehmen! 
(Zuſtimmung links.) Kommt es ſonſt in irgend einem konſti⸗ 
tutionellen Lande vor, daß die Vertreter der Reglerung, die an 
den Verhandlungen theilnehmen, es beſtreiten, daß fie ebenſo der 
Disziplinargewalt des Präſidenten unterliegen wie die Abge⸗ 
ordneten? Sind doch Häufig Belefdigungen von Abge⸗ 
ordneten vom Mintftertif ausgegangen, ohne daß 
„dagegen eimzuichreiten. (Sehr 
wahr! links.) Wenn wir die Mängel der Geschäftsordnung einer 
Prüfung unterziehen wollen, fo mag es auch nach dieſer 
Richtung geſcheben. (Zuſtimmung links) Herr don Bennigien 
führte unter den Strafen auf die Entziehung der Diäten. Unter 
dieſer Strafe leiden wir alle chroniſch, die Schuldigen wie Un: 
ſchuldigen. (Große Heiterkeit.) Ich babe im politiichen Leben 
ſtets die Wahrnehmung gemacht, daß eine Verletzung der Würde 
mehr diejenigen trifft, die ſich ihrer ſchuldig machen, als diejenigen, 
gegen die fie gerichtet tft. Als das Soztallſtengeſetz zuerſt vorgelegt 
war, meinte Herr v. Bennigſen, man würde damit nur Oel ins 
Feuer gießen. Nachher bat er aber dem Geſetz zugeſtimmt, und 
die Erfagrung hat beſtätlat, daß ſeine erſte Meinung dle richtige 
war. (Widerſpruch bei den Natlonalltberalen.) Die Reſoſution 
ſagt nicht, welche Mittel angewendet werden ſollen, und darüber 
gehen ja die Meinungen auseinander. Wir ſind daher nicht in 
der Lage, eine ſolche Blankovollmacht zu unterſchreiben. Meine 
Freunde warten die Vorſchläge im einzelnen ab und werden dazu 
je nach ihrem Inhalte Stellung nehmen. Ez iſt befremdlich, daß 
der Reichskanzler „ia einer ſolchen Frage, wo es auf eine Ver⸗ 
faſſungsausleaung ankommt, nicht die Unterſtützung des Chefs des 
Reichsjuſtizamts oder des preußſſchen Jutz niniſters gefunden 
bat, ſondern daß der preußiſche Poltzelminiſter, der Mlniſter des 

nnern, in einer Frage, die ihn in ſeinem “a blutwenig 
angeht (ſehr richtig! links), das Wort ergriffen bat. Die An⸗ 
wendung des Actltkel 31 würde angebracht erſcheinen, wenn 
durch Ausſetzung der Strafverfolgung eine Verdunkelung 
des Thatbeſtandes erfolgte. Bei den Strafverfolgungen, um 
die es ſich hier handelt, iſt das aber gewöhnlich nicht der Fall. 
An der Herausgabe der „Berliner Korreſpvon denz, 
der erſten Schöpfung des Herrn v. Köller, habe 
ich nichts auszuſetzen, obwohl ich nicht einſehe, warum dieſelben 
Nachrichten nicht im „Reichsanzeiger“ veröffentlicht werden ſollen. 
Das Publikum könnte dann beſſer von ihnen Kenntniß nehmen. 
Ich ſehe es als einen Fortſchcltt an, wenn die Regierung nicht in 
Geſtalt von Vermummten erſchelnt, und ich nehme an, daß die 
„Kölnische Zeitung“ und die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung” 
aufgehört haben, offiflös zu ſein. Aber Herr v. Köller muß auch 
alles verantworten, was in der bo Die 
Drohung in dem betreffenden Blatt, daß, wenn der chstag eine 
ablehnende Haltung zu dem Antrage der Staatsanwaltſchaft ein⸗ 
nehmen würde, man im Wege der Geleßgebung zu Einſchränkungen 
der Rechte aus dem Artikel 30 vorgehen würde, tft nicht geeignet, 
die freie Eatſchlleßung des Reichstages zu wahren. Diele Drobuna 
des Artifel3 hat doch wohl das Staatsminiſterium, den Reichs⸗ 
kanzler und die verbündeten Regterungen binter ſich. Durch 
fein Eintreten für den Antrag hat ſich der Reichskanzler 
nicht blos als Briefträger zwiſchen Staatsan⸗ 
waltſchaft und Reichstag dargeſtellt, ſondern 
er hat damit auch feine politifhe Heberein» 
ſtimmung mit dieſem Vorgehen dekundet. (Sehr 
wahr! links.) Das muß ich bedauern. Der Antrag der Staats⸗ 
anwaltſchaft wird alſo charakteriſirt als zarte Aufmerk⸗ 
amkelt der Regierung gegen den Reichstag und 
ſeine Organe. Sonſt find wir an ſolche zarte Aufmerkſamkeik gar⸗ 
nicht gewöhnt. (Heiterkeit) Das Haus beſchließt häuftz eln Geh 
mit großer Majorttät, und der Bundesrath bat fein anderes Gefühl 
dafür als eine kalte Abzehnung. In dieſem Fall iſt man fo ſehr auf⸗ 
merkſam, geht ſofort ſchneidig vor, ohne erſt abzu varten, ob nicht 
etwa die Aeußerung des Peäſtdenten fo auszulegen fft, wie es am 
natürlichſten wäre, nämlich als eine Aufforderung an das Haus, 
von dem Art. 27 anderen Gebrauch zu machen. Man tft auch 
von dem Vorgehen der Staatsanwaltſchaft all⸗ 
gemein überraſcht worden. Der Präſtdent erklärte, er 
bedauere, daß ihm rechtlich kein Mittel weiter zu Gebote ſtehe 
gegenüber dem Verhalten der Sozlaldemokraten. Er bat ſich nicht 
bereit finden laſſen, außerhalb der Grenzen jeines Rechts zu hans 
deln. Der . hätte ſich dies gewiſſenhafte Verhalten 
des Präſtdenten zur Richtſchnur nehmen ſollen und prüfen, ob der 
Staatsanwaltſchaft überhaupt ein Recht zuſteht, hier trotz 
des Artikels 30 einen ſol ben Antrag zu ſtellen. Der Reichs 
kanzler ſprach von der Verletzung des monarchtſchen Gefühls; 
das iſt doch aber keine Verletzung des Rechts an ſich. 
Was iſt durch dieſes Vorgehen polittſch erreicht? 
Außerhalb der ſozialdemokratiſchen Parte! war man einig in 
der Verurthellung des Vorganges am 6. d. M. Durch dieſen An⸗ 
trag der Staatsanwaltſchaft haben Ste die öffentliche Aufmerklam⸗ 
keit von dieſer Verurteilung abgelenkt und zugelenkt den Angriffen 
des Staatsanwalts auf die Vriv!fegien dieſes Hauſes. In dieſer 
Weiſe haben Sie einen Frontwechſel hervorgerufen in 
der öffentlichen Meinung. Vorher war die ſozlaldemo⸗ 
kratiſche Partei gegenüber den bürgerlichen Parteien iſoltrt. Sie 
haben die Soztaldemofcatie aus dieſer Iſollrung gedrängt und Die 
übrigen Barteten, die mit dem Antrags des Staatsanwalts nicht 
einverſtanden find, in dleſelbe u gedrängt wle die Soztal⸗ 
demokratie. (Sehr richtig! Links.) enn Sie (zur Regierung) 
die Abſicht gehabt hätten, die Geſchäfte der Sa⸗ 
staldemofratie zu beforgen, ſo hätten Ste es 
garnicht beſſer thun können. (Zaſti mung links.) Der Mi⸗ 
niſter v. Köller, der nach ſelner Vergangenheit wohl der geiſtige Urbeber 
dieſes ſchneidigen Vorgehens, dat angekündigt, daß man nach Schluß 
des Reichstags ſtrafrechtlich gegen Llebknecht vorgeben würde. Nun 
verge zenwärtigen Ste fi bie Situatlon. Wenn, wis Abz. v. Ben⸗ 
nigſen fär wahrſcheinlich erklärt, die Gerichte Artttel 3) für an⸗ 
wendbar erklären, alſo eine Strafbarkeit ausſchlleßen, dann hat die 
Regierung eine Niederlage ſich zugezogen gerade in einer Sache, 
wo es am wentgiten angebracht iſt. Noch ſchlimmer iſt es, wenn 
die Gerichte ihre Kompetenz anerkennen, aber die Maſeſtätsbeleldi⸗ 
gung als nicht vorhanden anne jmen. Dann hat ſich die Re zierung 
eine ganz beſondete Niederlage zugezogen der ſozlaldemokratiſch en 
Bartet gegenüber. Legen die Gerichte den Artikel 30 nicht in ua> 
jerem Sinne aus, dann teitt eln Gig enſat der A iffaſſanz mi 
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un es handelt ſich hier dann nicht um eine rein juriſtiſche 

age. ſondern um eine im höchſten Maße politiſche Frage. Die 

ahrung anderer Länder hat gezeigt, wozu ein ſolcher Konflikt 

ren kann; mit einem Worte: der Reichskanzler 

ürſt Hohenlohe hätte nicht unglücklicher poli⸗ 

tiſchdebütiren können als durch dieſes Vorgehen. 
(Lebdafter Beifall links.) 

Preußlſcher Juſttzmintſter Schönſtedt: Daß das preußiſche 
Juftizminiſterfum keine Erklärung abgegeben bat, erklär ſich aus dem 
Gange der Verhandlung. Es war bisher keine Veranlaſſung dazu 
vorhanden. Solange ich eine leitende Stellung in der preußiſchen 
Juftiz eingenommen habe, habe ich es mir zum Grundſatz gemacht, 
ede Meinunggäußerung nach Möglichkeit zu vermeiden, die als 

eeinfluſſung des Richters aufgefaßt werden könnte. Dieſen Stand⸗ 
punkt babe ich nicht hinter mich geworfen, ſeltdem ich an dleſer 
Stelle bier ſtehe. Darum enthalte ich mich der Erörterung, ob der 
Tbatbeſtand der Mafeſtätsbeleldigung vorltegt. Ich ſtehe auf dem 
Standpunkt, daß Art. 30 der Reichsverfaſſung für Ihre Entſchei⸗ 
dung gar nicht in Frage kommt, ſondern Art. 31, deſſen maß⸗ 
gebende, endgiltige Auslegung Sache des Gerichts tft. Aus der 
Erklärung des Präſidenten am 6. Dezember, daß er keine Diszipli⸗ 
narmittel babe, erwuchs für die Regierung die Frage, ob es kein 
anderes Mittel gäbe, ſolche Vorgänge zu verhüten. Es beſteht ein 

acuum in der Verfaſſung, das nicht beabſichtigt worden 
. Die Regierung hat die Aufgabe, die Würde, Achtung und 
Ehrerbietung vor Sr. Mafjeſtät zu ſchützen, fte mußte den Verſuch 
wagen, vom Reichstage die Genehmigung zur Strafverfolgung zu 
erhalten. Es wird von Ihnen weiter nichts gefordert, als Beſchluß 
zu faſſen darüber, ob die Verfolgung ſtattfinden dürfe oder nicht. 

Abg. Cegielski (Pole) erklärt, ſeine Partei verurtheile das 
Verhalten der ſoztaldemokratlſchen Abgeordneten, ſtimme aber 
dem Antrag des Staatsanwalts nicht zu, weil er der Verfaſſung 
widerſpreche. 

Abg. Rickert (Freiſ. Ver.): Bereits als der Miniſter v. Köller 
Reichstagsabgeordneter war, erhoben ſich einmal die Soztaldemo⸗ 
kraten bei einem Hoch auf den Kaiſer nicht. Dleſer Vorgang 
wurde damals von dem Präſidenten überſehen, und es iſt nicht 
erſichtlich, wozu die Erörterungen über einen ſolchen Vorgang 
führen ſollen. Der Miniſter des Innern hat ſich wenig Ruhm 

mit feinem Vorgehen erworben. Dem Juſtizminiſter gebe ich zu 
bedenken, das deutſche Reich iſt nicht der preußiſche Staat. Der 
Juſtizminiſter mußte doch als Politiker 
Stellung nehmen zu dem Antrag. Jetzt thut er 
fo, als ob er der gehorſame Diener des Staatsanwalts iſt, den 
er doch ſelbſt erh bat anweiſen müſſen. Wir werden ben 
Lommiſſtonsantrag annehmen, werden aber bezüglich der beab⸗ 
nee Abänderung der Geſchäftsordnung poſitive Vorſchläge 
abwarten. 

Miniſter v. Köller: Die Abgg. Richter und Rickert haben 
die Thatſachen anders dargeſtellt, als ſie wirklich ſind. Für den 
Artitel der „Berl. Pol. Korr.“ bin ich nur verantwortlich in der 
Form, wie er lautet, nicht in der Form, wie ihn Abg. Richter zitirt 
bat. Ich bitte den Reichstag, fi nicht um die Aufrechterhaltung 
der Autorität der Reglerung zu kümmern. Sorgen Sie für Ihre 
Autorität. (Zuruf: Wollen wir ja.) 

Juſtizminiſter Schoenſtedt: Meines Wiſſens gehören ſolche 
Fragen, wie ſie Abg. Rickert an mich richtete, zu den Interna der 
Verwaltung. (Widerſpruch) So lange ich nicht eines Beſſeren be⸗ 
lehrt werde, werde ich die Frage nicht beantworten. (Unruhe.) 
Wer den Artikel 30 für unzweifelhaft hält. möge den Antrag 
annehmen. Wer aber irgend zweifelhaft iſt, überlaſſe die Ent⸗ 
ſcheidung den Gerichten. 2 

Abg. Liebermann v. Sonnenberg (Antiſ.) erklärt! perſönlich 
für den Strafantrageftimmen zu wollen. Die Sozialdemokraten 
trieben praktiſch Revolution. Abg. Singer habe einmal geäußert, 
die Sozialdemokraten würden nicht eher ruhen, als bis auf Kirchen, 
Schlöſſern und Paläſten die rothe Fahne wehe. e. Synagogen 
habe er vergeſſen. (Große Helterkelt.) Nach den Ausführungen des 
Abg. v. Bennigſen müßten die Nationalliberalen eigentlich für 
den Antrag ſtimmen. Wenn ſie das nicht thäten, fo jet das zwar 
nattonalliberal aber nicht folgerichtig. ( Heiterkeit.) Abg. Singer 
habe das Auftreten des Ab. Liebknecht in trotziger Weiſe ver⸗ 
ſchärft. Einen anderen Ausdruck als „trotzig“ au gebrauchen 
verbiete die Geſchäftsordnung. (Heiterkeit rechts.) Hier handle es, 
Ah nicht um einen Angriff auf die Immuntitätsrechte, ſondern um 
den Schutz der Rechte des ganzen Volkes und 
des Staatslebens. (Lebhafter Beifall rechts.) Es ſei fee wenn 
man ein Baar Köpfe von den Revolutlonären fallen laſſe, als daß 
das ganze deutſche Volk durch ein Moor von Blut hindurchzugehen 
gezwungen werde. Na Gelächter links.) 

Abg. v. Buchka (dk.) tritt für den Antrag der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft ein, der die Immunität der Reichstagsabgeordneten nicht be⸗ 
rühre. Die Konſervativen hätten immer, auch wenn fie Oppoſition 
gemacht hätten, die erforderliche Loyalität gezeigt. 

Abo. Moeren führt aus, der Juſtizminſter fe auf die Frage 
des Thatbeſtandes eingegangen, troßdem er erklärt habe, er wolle 
es nicht thun. Nachdem die Nationalliberalen erklärt haben, daß 
fe zur Einbringung der Reſolution nicht erſt durch das Vorgehen 
der Staatsanwaltſchaft veranlaßt worden ſeien, werde feine Partei 
die Reſolution annehmen, doch unter der Bedingung, daß ſie nicht 

egen eine beſtimmte Partei gerichtet jet und daß damit keine 

erpflichtung eingegangen werde einzelnen heute geäußerten 
Vorſchlägen zur Aenderung der Geſchäftsordunng in gegebenen 
Fällen zuzuftimmen. 


Abg. Bebel (Soz.): Das Debut des Junttzminiſters war kein 
beſonders glückliches. Die Begründung der Regierung, daß fie die 
uſtimmung zur Strafverfolgung nicht gegeben hätte, wenn die 
eſchäftsordnung ein Vorgehen gegen den Abgeordneten auf dem 
Diszipltnarwege geſtattet hätte, iſt ungebeuerlich. Wenn jemals ein 
Abgeordneter in Ausübung ſeines Berufs gehandelt hat, war 
es Abgeordneter Liebknecht. Ich ſelbſt bin in den ſiebziger 
Jahren mit meinen Freunden im Reichstage mindeſtens ein 
halbes Dutzend mal ſitzen geblieben, als am Schluſſe der 
Seſſton ein Hoch auf den Katier ausgebracht wurde. Nicht wir, 
ſondern die Pfukrufe auf der andern Seite haben die Würde des 
Reichstages verletzt. Redner erinnert an Erzählungen des Tacitus 
über Majeſtätsbeleldſgungen während der Cäſarenzeit. Seit wann 
ft es denn Sitte, jemanden zur Loyalitätsheuchelel zu zwingen ? 
enn wir offen, ehrlich treu unſeren Ueberzeugungen folgen, dann 
kommen die Delatoren und beſchuldigen uns der Majeſtätsbeleldi⸗ 
gung. Auf jener Seite (nach rechts) ſißen mar che Leute, die während 
der letzten Jahre in das Hoch auf den Katſer nicht mit beſonberer 
egeifterung eingeſtimmt baben, (Große Unruhe rechts.) Ruf: Zur 
rdnung.) Präſident v. Levetzow. Ich bite, ſolche Angriffe 
auf einen Theil des Hauſes zu unterlaſſen. Sie werfen hier den 
euten etwas vor das Sie weder bewelſen noch vertreten können). 
as |. Zt. von gewiſſer Seite gegen den todikranken Kalſer Frie⸗ 
drich, fein Weib und feine Famſlie geſagt iſt, übertrifft alles, was 
je an Majeſtätsbeleidigung geleiſtet wurde. Die Immunität beginnt 
lobald der Reichstag feine Thätigkeit beginnt. Dazu gehört auch event, 
das Sitzendleiden beim Hoch auf den Katier. Ste können doch Ab⸗ 
geordnete wegen ihrer religtöjen, vielleicht atheiſtiſchen, politiſchen und 
wirtoſchaftlichen Ueberzeugungen nicht ausſchließen. (Zuruf rechts: 
Werden wir!) Abg. v. Bennigfen hat uns vorgeworfen, wir hätten 
u den Parlamenten der Einzelſtaaſen den Treueid auf den König 
von Sachſen geleiſtet. Wenn Sie ihn hier einführen, ſchwören wir 


er Grundrechte ſtei 


elſernen 


n 
König von Preußen den Treueid leiſtet, ſollte man vorſichtiger mit 
dem Vorwurf der Heuchelei ſein. (Unruhe bei den Rationalliben.) 
Wäre damals mit Hannover ein Vertrag wie mit Sachſen adge- 
ſchloſſen worden, fo hätte auch darin beittmmt werden müſſen, daß 
alle ſtraffrei blieben die Hochverrath bealngen. Die „Kölniſche 
Zeitung“ hat dem Fürſten Bismarck das Verdienſt zugeſchrieben, 
fie aus Republikanern zu Vernunftmonarchiſten gemacht zu 
haben. Kommuniſt, Republikaner, Monarchiſt! Wer dieſe 
Wandlung durchgemacht hat, ſollte nicht von Heuchelei 
ſprechen. Die Autoritäten find in Deutſchland gewaltig unter⸗ 
graben. Aber daran iſt die Sozialdemokratie am wenigſten ſchuld. 
Heute ſo, morgen ſo, niemand weiß mehr, woran er iſt. Die 
Monarchiſten in Frankreich erheben ſich niemals beim Hoch auf 
die Republik. Das gilt dort als Recht des freien Mannes. Aber 
in Deutſchland find die Zeiten des Tiberlus gekommen, daraus 
erklärt ſich alles. Es iſt kein ſchärferer Eingriff in die Rechte des 
Parlaments denkbar, als der Strafantrag. In England würde 
jeder, der ſolchen Antrag unterſtützt, gezwungen werden, auf drei 
Stunden feinen Platz zu verlaſſen. Aber die Deutſchen haben 
eine Bedientennatur. (Große Unruhe. Rufe: Zur Ordnung.) 
(Präſident v. Levetzow ruft wegen Beleidigung der deutſchen 
Nation den Redner zur Ordnung.) Die Verſchledenartigkeit der 
Partei⸗Intereſſen wird die bürgerlichen Parteien niemals einig 
gegen uns machen. (Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten.) 

Die Berathung iſt damit geſchloſſen. 

Perſönlich bemerkt Abg. Dr. v. Bennigſen, daß er ſeit 1859 
den Gedanken eines deutſchen Einhellsſtaats mit Preußen an der 
Spitze vertreten habe. Wenn die von ihm angerathene Politik ver⸗ 
folgt wäre, herrſchte heute nicht Preußen, ſondern das Haus der 
Welfen in Hannover. 

raue ſtimmung über den Kommiſſions⸗Antrag iſt na⸗ 
ment 2 

Der Antrag der Staatsanwaltſchaft wird gegen 
die Stimmen der Freikonſervativen und Konfervativen abgelehnt, 
und der Antrag Bennigien auf Reform der Ge⸗ 
— äftsordnung gegen die Stimmen der freiſinnigen Parteien, 

er Süddeutſchen Volkspartei und der Sozialdemokraten ange⸗ 
n 


ommen. 
Hierauf ſchlägt der Präſtdent vor, die nächſte Sitzung am ich E 


Montag abzuhalten und die erſte Berathung der Umſturz⸗ 
vorlage auf die Tagesordnung zu ſetzen. Der Vorſchlag bleibt 
beſtehen, da ein Gegenvorſchlag Beſchlußunfähigkeit eratebt. 


Lokales. 
Boten, 17. Dezember. 

Zur Ausführung des Kommunalab⸗ 
gabengeſetzes vom 14. Juli 1893. Mehrere Gemeinden 
eines Kreiſes haben beſchloſſen, vom 1. April 1895 ab von 
denjenigen Einwohnern ihres Bezirks, welchen die Erlaubniß 
zum Betriebe der Gaſtwirthſchaft, der Schankwirthſchaft oder 
des Kleinhandels mit geiſtigen Getränken neu ertheilt worden, 
eine einmalige Abgabe als Schankſteuer zu erheben. 
Sodann haben mehrere Gemeinden deſſelben Kreiſes beſchloſſen, 
von dem angegebenen Zeitpunkte ab von denjenigen Einwoh⸗ 
nern ihres Bezirks, welche einen Jagdſchein gelöſt haben, für 
das betreffende Jahr eine einmalige Abgabe als Jagd⸗ 
ſcheinſteuer zu erheben. Die Miniſter des Innern und 
der Finanzen haben dieſe Beſchlüſſe ſchon aus grundſätzlichen 
er als zur Genehmigung nicht geeignet 
erachtet. 1 


* Eiſenbahnunfall. Am Sonnabend um 10 Uhr 5 Min. 
Vorm. wurden, wie das königl. Betriebsamt Stargard⸗Poſen uns 
mittbeilt, auf Bahnhof Falkſtädt von einem in der Richtung nach 
Jarotſchin ausfahrenden Güterzuge einige auf einem Nebengeletie 
ſtehende, mit Kartoffeln beladene Wagen geftreift, wodurch eine 
Betriebsſtörung von einigen Stunden entſtand. Verletzungen von 
Perſonen find nicht vorgekommen; Beſchädigungen an Betriebs⸗ 
material ſind unbedeutend. Die Reiſenden des um 10 Uhr 32 Min. 
Vorm. von hier abgehenden, ſowle des um 1 Uhr 55 Min. Nachm. 
hier ankommenden Perſonenzuges mußten an der Unfallſtelle um⸗ 


eigen. 

* Giltigkeitsdauer der Rückfahrkarten. Von der königl. 
Eiſenbahndirektlon Breslau wird uns mitgetheilt, daß die am 
22. d. Mt3. und an den folgenden Tagen gelößſen Rückfahrkarten 
noch am 27. d Mts., die am 29. und 30. d. Mts. gelöften noch am 
2. Januar k. Is. zum Antritt der Rückfahrt zugelaſſen werden, 
auch wenn nach den allgemeinen Beſtimmungen die gewöhnliche 
Gilttateitsdauer alsdann abgelaufen ift. 

* Der ſtädtiſche Lehrer Herr Oswald Hohmann iſt nach 
mehrjährigem Leiden Sonntag früh —.— 55 Der Ver⸗ 
ſtorbene wirkte zuletzt an der Knaben⸗Mittelſchule, konnte aber 
wegen eines ſchweren körperlichen Leldens den Unterricht nur 
vorübergehend aufnehmen. Der hochbetagten Mutter ift der 
einzige Sohn und Ernährer, der Poſener Lehrerſchaft ein braver 
Kollege durch einen frühen Tod entriſſen. Herr Hohmann war 
14 Jahre im Amte und erſt 34 Jahre alt. 

2. Im Dienſte irre geworden iſt in der Nacht von Sonn⸗ 
abend zu Sonntag auf dem hieſigen Centralbahnhofe ein Weichen: 
ſteller. Derſelbe mußte vom Wächter mit Gewalt aus feiner 
Bude geholt werden, woſelbſt er ſich eingeſchloſſen hatte; den⸗ 
ſelben verletzte er nicht undedeutend mit einem Eiſen an der einen 
Sn 5 5 Irre wurde demnächſt in das bieſige Stadtlazareth 
gebra 

* Ein kleiner Brand entitand geſtern Mittag 12 Uhr im 
Haufe Schützenſtraße Nr. 30 dadurch, daß in einem Zimmer Klei⸗ 
dungsſtücke, welche zum Trocknen zu nahe an einem geheizten 
Ofen bingen in Brand geriethen, von dortigen Perſonen 
aber fofort abgelöſcht wurden, fo daß die inzwiſchen alarmirte 
Feuerwehr nicht weiter in Thätigkeit kam. 


Celegraphiſche Nachrichten. 


Hannover, 16. Dez. Wie der „Hann. Courier“ erfährt, iſt 
der Landgexichtspräſident Krah in Flensburg zum Präſidenten 
des Oberlandesgerichts in Celle ernannt worden. 

In dem Prozeß gegen den Abg. Leuß wegen Meineids 
dauerte das Zeugenverhör dis gegen ½11 Uhr Abends. Fortſetzung 


Montag. 

Bonn, 16. De Die Verhandlung vor der hieſigen Straf: 
kammer wegen Einſturz des Neubaues am Hotel „Zum 
Drachen“ in Königswinter, durch welchen feinerzeit 5 Arbeiter 
das Leben einbüßten, endigte, wie der „Generalanzeiger“ meldet, 
mit Verurthellug des Bauherrn Wagner aus Königswinter 
u ie re und des Architekten Sechs aus Köln zu 4 Monaten 

efängniß. 

Wien, 15. Dez. Das „Neue Wiener Tagblatt“ kündigt 
den Abſchluß von Handelskonventionen Bulga⸗ 
riens mit Oeſterreich⸗Ungarn und England 


anf Grundlage einer Zollerhöhung auf 12 ¼ Prozent unter 
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r von Na e ing] ihn auch. Wenn man exit dem Könla von Hannover, daun dem 
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Voraus ſetzung einer fün vor 
ſtehend an. RE 
Rom, 16. Dez. Die „Gazzetta Uffiziale“ veröffentlicht 
ein königliches Dekret, durch welches die parlamenta⸗ 
riſche Seſſion vertagt wird. In dem von dem 
Miniſterpräſidenten Crispi dem König erſtatteten Bericht, 
durch welchen die Vertagung der Kammer empfohlen 
wird, heißt es: 

Vor wenigen Tagen erſt wurden in der Thronrede die Auf⸗ 
gaben der neuen Seſſion feſtgeſetzt. Jedermann glaubte, eine 
Periode fruchtbarer Friedensthätigkeit müſſe anbrechen; die 
Schwierigkeiten und Gefahren nannte man überwunden, die öffent» 
liche Meinung war ermuthigt durch die erreichten Erfolge. Das 
Finanzexpoſs wurde überall günftig aufgenommen, zumal die aufs 
richtige Sprache deſſelben die Ueberzeugung einflößte, daß die Re⸗ 
gierung den rechten Weg zur Belebung der nationalen Wirthſchafts⸗ 
verhältniſſe beſchritten babe. Die Regierung, für gute Rath⸗ 
ſchläge ſtets zugänglich und erhaben über den Parteien, dachte 
nur daran, das öffentliche Vertrauen durch eine ſichere, erfolg⸗ 
relche Leitung der Politik zu rechtfertigen. Plötzlich wurden die 
Hoffnungen der Regierung und Diejenigen des Landes getäuſcht. 
Die Regierung hatte um lebhafte Betheiligung bei der Löſung der 
inneren politiſchen Fragen erſucht, aber man wendete alte 
Mittel an, um die Diskuſſion darüber zu 
unterdrücken. Wie wenn Italien noch nicht genug erduldet 
hätte, ſuchte man begtertg einen Skandal zu 
erregen, und an der Spitze einer ſonderbaren Koalition fand 
ſich eine handvoll Verſchwörer, welche die ſtaatlichen Inſtitutionen 
bekämpfen, und diejenigen, welche dieſelben unterſtützen, mis 
achten jede Toleranz, als ob ihr einziges Ziel die Un⸗ 
ordnung ſei. Auf dieſe Weiſe wurde die parlamentariſche Arbeit 
unterbrochen und die Reinheit des Urtbells getrübt, 
ſelbſt die Autorität des Kammerpräſidenten nicht geachtet. Nicht 
die ſtaatlichen Einrichtungen find es, welche unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden eines Schutzes bedürfen, es handelt ra einfach darum, 
die Angriffe auf eine erſprießliche Thätigkeit der Kammer zu para⸗ 
liſtren. Deshalb bat der Mintiterrath einſtimmig beſchloſſen, daß 
w. Majeſtät die Vertagung der parlamentarlſchen Seſſton 
vorſchlage, damit ſich die Kammer gegen Angriffe und Ueber⸗ 
raſchungen ſchütze und get gewinne, die für die Weisheit ihrer 
Entſchlleßungen nöthige Ruhe wiederzufinden. 

Die der Oppoſition angehörenden Deputirten 
hielten heute Nachmittag in einem der Säle des Kammer⸗ 
gebäudes eine Privatverſammlung ab unter dem Vorſitze di 
Rudinis, dem Brin, Cavallotti und Zanardelli zur Seite 
ſtanden. Die Verſammlung beſchloß, di Rudini, Brin, Cavallotti 
und Zanardellt zu beauftragen, gegen die Vertagung der 
Seſſtion einen Proteſt abzufaſſen. 

Die Schriftſtücke, welche in dem von Giolitti 
der Kammer vorgelegten Faszikel enthalten waren, ſind ſoeben 
zur Veröffentlichung gelangt. Sie umfaſſen 30 Seiten und 
enthalten: 

1. Kopien von bei Eröffnung des Banca Romana⸗Prozeſſes 
beſchlagnahmten Papieren; dieſe Kopien ſtammen theils von der 
römiſchen Polizei, theils Find fte lediglich von Giolitti unter⸗ 
zeichnet; 2. Briefe, welche Bernardo Tanlango im Gefängniſſe 
geihrieben bat und in denen die amen mehrerer 

olitiſcher Perſönlichkeiten genannt werden. Giolittt begleitet 

e mit der Erklärung, daß dieſe Briefe nur ſo welt Ver⸗ 
trauen verdienen, als ſie anderweitig 3 feten, denn ſie ſchie⸗ 
nen ihm im Allgemeinen von der Tendenz diktirt, mit einem Skan⸗ 
dale zu drohen, wenn der Prozeß ftattfände. In einem dieſer 
Briefe ſagt Tanlango, daß derſelbe auf das mündliche Verlangen 
Stolittis geſchrieben ſei. Die Veröffentlichung enthält 3) ee 
Depeſche des Präfekten von Mailand an Glolitti, worin dieſem die 
Kopie einer Depeſche eines Mailänder Bankiers über die Reife 
des Barons Luclant Reinach nach Rom mitgetheilt wird, endlich 
4) Auszüge aus mehreren Conti der Banca Romana. 

In Folge der Veröffentlichung der Dokumente Giolittis 
hat der Miniſterpräſident Crispi heute bei dem Unter⸗ 
ſuchungsrichter gegen die Deputirten Glolitti und Maz⸗ 
zino und gegen Martuscelli, welche die Hausſuchung 
bei der Banca Romana vornahmen, Anklage auf Ver⸗ 
leumdung und Fälſchung erhoben. 

Durch ein Dekret vom heutigen Tage find alle Bo- 
lizei-Offiziereß welche in den Prozeß wegen Beiſeiteſchaffung 
von Dokumenten der Banca Romana verwickelt ſind, für un⸗ 
beſtimmte Zeit unter Einbehaltung ihres Gehaltes vom Amte 
ſuspendirt worden. 

Madrid, 15. Dez. Der Miniſterrath vertraute 
dem Miniſterpräſidenten die Löſung der politifhen 


Schwierigkeiten an. Sagaſta hatte eine Audienz bei 


der Königin. 

Der Finanzminiſter beharrt auf ſeinen Rück⸗ 
tritt. Die Cortes haben auf Verlangen des Miniſter⸗ 
präſidenten Sagaſta ihre Sitzungen bis zur Löſung der Mi⸗ 
niſterkriſis vertagt. 

London, 15. Dez. Dem „Reuterſchen Bureau“ wird 
aus Kairo gemeldet: Eine Deputation des geſetz⸗ 
gebenden Rathes begab ſich heute zu Nu bar Paſcha, 
um für die Herabſetzung der Grundſteuer einzutreten. Der 
Finanzminiſter und Sir Elwin Palmer wohnten der Audie 
bei. Nubar Paſcha erwiderte, die Regierung habe gehofft, da 
die Mächte, ſobald das Budget abgeſchloſſen ſei, einwilligen 
würden, die durch die Konverſion herbeigeführten Erfparnifie 
zur Herabſetzung der Grundſteuer zu verwenden. Da Frank⸗ 


reich jeitdem feine Zuſtimmung verweigerte, habe die Regierung 


beſchloſſen, die Frage von Neuem zu prüfen. 

Kanſtantinopel, 15. Dez. Fuad Paſcha iſt beauf⸗ 
tragt, dem Kaiſer von Rußland den Imtiazorden und der 
Kaiſerin den Großkordon des Schefakatordens zu überbringen 
Fuad Paſcha iſt inzwiſchen in Wien eingetroffen. 

Athen, 16. Dez. Die Regierung hat der Kammer 
einen Geſetzentwurf vorgelegt, demzufolge ein Theil der Ro⸗ 
ſinenernte, welcher den Marktbedarf überſteigt, zurückge⸗ 
halten werden ſoll. Das Schickſal der Vorlage iſt ungewiß. 


Telephoniſche Nachrichten 


Eigener Fernſprechdienſt der „Bol. Stg.“ 
Berlin, 17. Dezember, Morgens. 
Die „Köln. Ztg.“ ſchreibt: Nach einer Meldung aus 
Soſia wurde in Folge des Beſchluſſes des liberalen Mi⸗ 
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kzutreten, det Rücktritt des be ae gen 
| beſchloſſen; vamansfichtlich erfolgt die Men 
rt durch Stoilow mit Ausſchluß der liberalen Kabinets⸗ 
mitglieder. 


Nom, 17. Dez. Geſtern wurden zwei Grün- 
bücher veröffentlicht über den Vorgang in Melina. Aus 
ihnen geht hervor, daß Italien die Forderungen Spaniens im 
allgemeinen unterſtützte, um ein Einvernehmen zwiſchen dem⸗ 
ſelben und dem Angebot des Sultans zu erzielen und auf 
dieſe Weiſe den Zwiſchenfall beizulegen. 

Nom, 17. Dez. Der Deputirte Mazzino veröffent⸗ 
5 einen Brief, in welchem er dagegen proteſtirt, daß 
Giolitti einen Brief veröffentlicht hat, welchen Mazzino 
als Mitglied des Verwaltungsraths der Banca Rome na 
an den damaligen Miniſter⸗Präſidenten Giolitti 
und in welchem Mazzino Aufklärungen giebt über Thatſachen 
wegen welcher Giolitti bei Mazzino vertraulich angefragt hatte. 
Auch andere in den Dokumenten genannte Perſonen veröffent⸗ 
lichen Proteſte und Berichtigungen. 


— Der japaniſch⸗chineſiſche Krieg. 

Dokohama, 16. Dez. Die Japaner griffen am 
14. d. Mts. bei Feng⸗Huang⸗Tſcheng 4000 Chineſen an und 
ſchlugen dieſelben in die Flucht. 
folgung nahmen die Japaner den Chinefen 4 Kanonen ab und 
machten mehrere Chineſen zu Gefangenen Auf Seiten der 
Japaner betrugen die Verluſte 3 verwundete Offiziere und etwa 
70 todte oder verwundete Soldaten. 
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+ früher Circus. 
Heute: Große Gala⸗Vorſtellung 
en. B The six Sunbeams, 
a7 genannt die ſechs Sonnenftrahlen 

+ und das Rieſen⸗Programm. 
* Näheres Säulen und Programme. 
* Anfang 8 Ubr. Hagel, Direktor. 
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Celegraphiſche Vörſenberichte. 


Bremen, 15. Dez (Borſen⸗vochlutzde richt.) Nafftntrtes Bes 
ole um. Saede Nottrung der Bremer Lelebleunörſe 
Feſt Loko 5 35 


olle. Feſter. Upland middl. loto 29 ¼ Vf. 
89 0 9 Wilcox 38”/, Pl., Armour held 37¼ Pf., 
1 7 


atrbants 30 Pf. 
8, 15. Dez. Werreibene (Schluß bericht.) 


richtete Höh 


Bei der Ber: Jeſt 


48 ¼. 
per Dez. 11,77. 


D 2 * 
Dre 8 


ver Dezember 18,80, . Januar 18,45, 1 
ember 11.60. per März Juni 1175. — Mehl bebpt., ver De⸗ 
zember 41.35, — Januax 41,85, per Jan.⸗April 4215, per 
März⸗Iuni 42,35. — Rüböl rubig. per Dezember 48,00. per 
nuar 48 00, per Januar⸗April 47,75. ver Mürz⸗Junf 47,00 — 
ürttus feſt, per Deahr. 34,25, per —— 84.50, ver Jan. ⸗ 
a ” € Seife . De j Bus 
5 e r. der Firma ann, Sie 
u. 69) Malie in Newport ſchloß mit 15 Points Balſſe. 
Rio 3 2 — — 2 Sack Recettes . 
Havre, . (Telegr. der Hamb. Firma Keimanı, Zlegler 
u. Co.“ Kaffee good average Santos per Dezbr. 90,25, der 
März 85,75, per Mal 84,75. Behauptet. 
Antwerpen, 15. Dezemker Srrreibemartt. Weizen flau. 
Rogern ruhig. Hafer bey. Gerſte behpt. 
en, 15. Dez. Petroleummarkt. (Schlußbericht) Naſ⸗ 
ſinirtes Type weiß lolo 13 ¼ bez. u. Br., per Dezbr. 13 Br., 
ver Januar⸗März 13% Br., per September⸗Dezember 13¼ Br. 


er 
Amſterdam, 15. Dez Bancazinn 38 ¼. 
Am 15 Dez Java⸗Kaffee good orditnarv 51! 
Amſterdam, 15. Dez. Getreidemarer. Weizen aufz Termine 
rubig, per März —, per Mai 134. — Roggen loko —, do. auf 
ee feſt, nn 96,00, per Mat 97,00. Rüböl loko —, per 
at —, pr. Herbft —. 
London, 15. Dez An ber Küfte 2 Weizenladungen angeboten. 
— Wetter: Helter. 
Liverpool, 15 Dez., Nachm. 1 5 10 Min. Baumwolle. 
Umſatz 7000 Ball., davon für Spekulation und Export 500 Ball. 
e 


Middl amerikan. Lieferungen: Dezember ⸗Januar 3¾ Käufer⸗ 
preis, Januar-Februax 3°/,, do., Februar: März 3¾ do., März⸗ 
April 3 do., April Mai 3½., Verkäuſerpreſgz, Mai⸗Junt 3 / 
Käuferpreis, Juni⸗ Juli 3¾ do., Jult⸗Auguſt 3% d. do. 

Liverpool, 15. Dez. Dar Baumwollenmarkt tt Montag, den 
24., Mittwoch, den 26., Montag, den 31. d. Mts., und Dienftag, 
den 1. Januor 1895 geſchloſſen. 

Newyork, 15. Dez. Der Werth der in der vergangenen 
Woche eingeführten Waaren betrug 11083966 Dollars, gegen 
10 281 809 in der Vorwoche, davon für Stoffe 2063 077 Dollars 
gegen 2 285 458 Dollars in der Vorwoche. g 

Newyork, 15. Dez. Waarenbericht. Baumwolle in New⸗ 
Hort 5¼, do. in New Orleans 5% — Petroleum träge, do. 
n New⸗Pork 5,55, bo. in Whifabelnhir 5 50, do rodes 6,00, do. 
Pipeline certiſik., per Dez. 92 — Schr alz Weſtern ſteam 7,15, 
. Rohe und Brothers 7,40. — Mais beh., per Dezember 
58¼, do, per Januar 52½, do. per Mal 58%. — Weizen 
ſtetig, docder Winterweizen 61 ¼ bo. Weizen p. Dezbr. 59 ½ do. 

en ber Januar 59%, do. Welzen Februar 60 ¾, do. 17 2 
d. Mat 62 ½. Hetreideſtacht nach Blverpoo! 2/ — Fraffee fair 


2 


Nr. 7 15¼ do. io Nr. 7 p. Januar 13,10, do. dio Nr. 7 per 


März 12,50. — Webi. Epring clears 2.55 — Zucker 2. — 
Kupfer 9,70. 


Chicago, 15. Dez. Welzen beh., per Dezbr. 54½, per Mal 
Mals beh., per Dezbr. 47¼. Speck ſhort clear nom. Pork 


Telephoniſcher Vörfenbericht. 
Berlin, 17. Dez. Wetter: Regneriſch. 
Newyork, 15. Dez. Weizen p. Dezember 59 ¼, Jan. 


Weizen 59 ¾ C. 


4 Livre Setrling — 20 M. 


4 Ilxeste Umrechnung: 


4 Rubel = 3,20 M. 


4,70 M. 7 Gulden südd. — 12 M. 


4 Gulden österr. 


W. 


4 Gulden Noll. W. 1,70 M. 


Unter dem Eindruck der durchweg matten auswärtigen Ber 
richte eröffnete zwar auch unſer heutiger Markt mit eber noch 
etwas niedrigeren Beiſen für Weizen und Roggen; aber 
wie ſchon geſtern das Angebot für erſteren Artikel keineswegs von 
Belang war, blieb es auch beute ſehr ſchwach, und das zufällige 
Hervortreten einiger Kaufluft hat im weiteren Verlauf eine fo ente 
ſchledene Befeſtigung der Tendenz zu Wege gebracht, daß der 
Schluß noch “. Mark höher iſt als geſtern. Mehr angeboten war 
Roggen, beſonders auf laufenden Monat; doch bat die Feſtig⸗ 
keit für Weizen ſpäter auch auf dieſen Artikel ſoweit zurückgewirkt, 
daß zuletzt gefiriger Preisſtand zum Theil noch überſchritten 
wurde. Nur Hafer zeigt, wenigſtens für laufenden Monat, we⸗ 
jentlihe Verſchlechterung, weil die nunmehr herausgekommenen 
Kündigungen Realtfationen verurſachen. Gel. Roggen 400 Tonnen, 
Hafer 150 To. 

Roggenmehl hat ſich wenig verändert. 

Rüböl blieb HIN, aber laum behauptet. 

Spiritus loko wurde billiger verkauft; dagegen notlren 
Termine ungefähr wie geftern. Gekündigt 30 000 Liter. 

Wetzen :oto 120-139 M. nach Qualttät gefordert Dezbr. 
De Ne bez., Mal 138,75—139,25 M. bez., Juni 199,75 

75 bez. 

Roggen loko 112—117 M. nach Qualität geſordert gut 
inländischer 11330114 M. ab Bahn dez, Des, 11476 bie 
STE 0 bez., April 117—117.50 M. bez., Mai 118 bis 

0 „dez. 

Rats loto 112—132 M. nack Qualttät gefordert, Dezemb 
11275 M. bez. Mat 111,25 M. bez. art 

Gerſte loto per 1000 Kilogramm 92—175 M. nach On:s 
lität gefordert. f 

dr fer ko 106—140 M. per 1000 Kilo nach Qualtts: ge., 
mi und guter ofte und weftpreutziſcher 112—123 Mart, do. 
pommerſcher, uckermärkiſcher und mecklenburgiſcher 112—123 M., 
ſchlefiſcher 113--123 Mark, feiner ſchleftſcher, preußlicher, meck⸗ 
lenburgiſcher und rommerſcher 124—129 M. ab Bahn bez., ordinä⸗ 
rer inländischer 107.00 —11 We. ad Bahn bez., Dezbr. 116,28 
bis 115,75—116 M. bez., Mal 114,75—115 M. bez. 

Erbien Kochwaare 138-165 W. per 1000 Kilogr., Futter⸗ 
waare 156 129 K per 1000 Kilo gan Con. be. Bittoxia-Atdien 


150 190 W. . ! 

Dee bl. Weizenmehl Nr 00 .900- 1650 Wark bez., „ r 0 
und 1 16.00—18,00 M. bez., Rongenmeb Wr N web ! 1609 
bis 15.25 M. bez., Dezbr. und Januar 1575 M. bez., Februar 


eiest: für Rogge 
für Hafer auf 116 M. v. 2000 gl 


(N. 3.) 


1 France, 1 Lira oder 1 Peseta — o, W. 
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4 do. 3½ 10 1,0 bz Rum. Stoats-A. 4 83.70 8. rsch.-Wien. 17½ 240, 75 be do. 1889 4 100, 50 be do. do. (rz 10003, 4 89,25 be G. 8 
Schls. do Rente 90 4 84.80 bzG. eichselbahn | 5 76,80 bz u.-CharAs(0) 4 100, 30 bzB.f do: do. kündb.1900|4 — 212,00 G. 0 
IdsohlLt.A| 3½ 10,0 G do. de. fund 5 102,78 bz met. Holterd 2%, | J. (05) 1888 4 50,30 4 pr.Centr 7205 9 10% 207.10 bed. 7 
do. 7 do. do. amort. 5 96,70 bz Canada - Pacif.| 5 60,00 bzG. ur-Kiew conv| 4 100, 20 be B. Pr. Hyp.-B. l. (rz120)|4,5 5 99,00 bzG. 14 
do. neu d. 3½ |104,10 G. do.do. 92... 5 | 96,80 bz [Gotthardbahn | 7 184,00 bz jLosowo-Seb..|5 1400,60 G. f do. do. . rz! 3039/5 Berl. Lagerhof..| 0 | 89.56 bzG. einer Bew... 5 150,50 be 
do. do. C. 4 88.08. 1880K. 4 101,30 bzG. tal. Mittelm 5%, 93.30 bz osco-Jarosl. | 5 do.div.Ser. (rz 1000/3, 104,70 4 | do. d. St. Pre. 5 146,75 bzG. önig u. Laura. 4 123, 00 
Wstp.Rittr| 3½ 10,20 8. do. Gd. 1888. 4 8 al.Merid.-Bah! 67% 122˙90 bz do. Kursk g. 4 96,0 . do. do. (rz 1000/4 hrens Br., Mt. O 45,00 be G. . 
do. Neul. l. 3½ 1059 G do. do. 18904. 4 üttich-Lme. . 0,6 34,00 bd. J do. Rjäsan g. 2 10,90 B. fers. Hyp.-Vers.-Cert.\4 102,25 bzGfgerl. Bock-Br..... 4 124,50 G. auchham. cv.....| 4½ | 84,50 6 
Pommer....4 1104,80 G. do.os, E.-B.-O.| 4 Cux. Pr. Henri 3° | 98,20 bed }d0.Smolen.g.|5 04,80 be | do. do. do. 3,,1100,0- bzGfKönigstd. Gr.. 5 177,80 bed. do co 5%, 1440,00 C 
5 Posensch. 4 |104,80 G. Russ 42Staats- hweiz.C . Orel-Griasy c. 4 400 25.bz Preuss. Hyp.-V. 4 102.25 G Kandreé Br. 194,00 be G. ouis. Tief. St. P. 57,25 bz 
x 8 Schweiz. Centre 5 133,20 bz ne x 9 5,70 G. 
5 & Posensch.| 3½ 199,90 bz rente v. 1894 4 | 65,55 be . do. Nordost 5,6 426,90 bz oti-Tiflis gar.| 5 102.70 G. ch. Bod. Gr. b.1903|4 105, önch. V.-Br ....|3_ 12,25 bzG. . F. A. 0 857.75 b 
E [Preuss. 4 105,00 8. Bodkr.-Pfdbr. | 5 44,80 bz do. Unionb.. 356 92,90 bæ i * 4 100,40 bz . a 2 Patzenhofer Br. 16 274,00 G. en. 2 * du \ oe 
j — 104,80 G. a N ieiban. . f Rjäsan-Uralsk- 5 . 6 „ Schultheiss- Br. 12 | Oberschi. Bed... | 75, 
T Dre obligat.....| 90,40 erg stern. Nat. Hyp--Cr.| " aresi. Oelw.....]4 84% . | do. Eisen-ind.| 3:, 63.90 be 
Bayer nein] & 4106.40 B. Schw. d. 1890 3% | Went 8. 5 5 RT — = 92118ʃ1˙ 108,50 G go. Sprit-A.-G. 6% 116,00 bz JPhönix. Lit. A. 8 32,78 128 
A. , 1 i -Stamm-Priorität. |Rybinsk-Bot. . 0. do. (rz Brodfabrik . 3 PRO 5 435,75 be 
dee en 3103.80 d Pr Ga. Fab? 801.50 8 Reuß Priorität Üdwestb.gar.l 4 104,28 bz l 0. 40. 1800 4 1103,00 8. Butzke Metall. 4 460,00 be do. St. P. A. 5 140,50 br 
. 086 8 93,60 G. do. Rente 84 5 75,40 bd Altdm.Colberg, 5 [Transkauk.g...| 3 Bänkpapiere nem. Fab. Mich 10 14,90 B. edenh. St. Pr. — | 10,506 
do, o mort. Anl. 3½ 404,80 G. do. neue 85 5 75,40 bed ÄBresi.-Warscn| 1½ 63 50 bzG. ar.-Ter. g. 5 102.70 b ankpaplere. b. F. Angle, 6. 9 430,00 f | Lit. 4 . | 29,256 
0 3.5 102,40 bzG. Span. Schuld..| 4 Dortm.-Gron...| 4°/, |140,50 be ar.-Wienn. 4 Bank f. Rheinl...| 6 h.F.Leopoldsh.| 3½ | 94,75 bzG. h. Anthr. Nassau — 75,00 be 
e e „% TorkA.4865C. 4 | 28,70 bz Paut.-Neu-Rup| 3½ . tadikaw.O.8| 4 |104,10 G fe. spr. Prod. f 2¼ 74.0 be. do. St. Pr... 5 2% & Hiebeck Mi.. 40 189,40 B. 
do.Staats-Rnt.|3 4420 bzB. do. do. 5. 1 | 25,556 pPeignitz. au | arskoe-Selo.|5 | 96,60 G. Berl. Cassenver. 51a 1126,50 bz h.F.Oranienb.| — 0.80 8. Pag. Zinkhätte. 14 1190,10 6 
- - do. Administr.| 5 99,20 bz Szatmar-Nag. |6 | Eh do. Handelsges. 152,2 . F. Union... 5 . St.-Pr. y 
"Loospapiere. 185 Consol.90 4 3 Marionb Mlawk 5 [449,40 bz Anat.Gold-Obl| 5 | 93,25jbzG.f do.Maklerver....| 7½ 120,00 C. Danziger Oel. 0 93,75 G. Stolb. Zink-. — | 34,00 B. 
d.Präm.-Anl 14 590 d ng. Gid-Rent.| 4 404.30 &. Mecklb. Südb..| — otthardb. ev.| 4 10,50 K | do. Prod.-Hdbk. do. St. Pr. 10 |108,00 beg. | do. St.- Pr. s 140,00 K 
85 5 Pr-Anl. 4 4145,80 bz 1 4 95,00 8. Ostpr. Südb.....| 4½ 117,10 bz Sioilian. Gid.-P/ 4 81,40 B. Iörsen-Hdlsver. 8 133,75 bed. fDtsch. Thonröhr) 6 141,0 bzG. arnowitz L. A.| — 46,75 bzG. 
Bresch.20T.L.| — 104,20 be do.Gid.-Inv.-A.| 4½ |103,30°B. Saalbahn ........ 44 109,10 K do. do. . 189 0 “ 8140 B. eresl. Disc.- Sk. 5 08,0 8. foynemit Trust. 40 149,0 bzG. Westf. Un. w.. 6 | 99,50 ba. 
Des. röm. A. 3% do.Tem-Bg.-A.| 5 | eimar-Gera |4 | 93,70 be ital. Eisb.-Obt.| 3 | 52,00 G. Ido. Wechsierbk.| 5 103,10 G. gestrrff. Salz. 84 |141,00 de do. Pr. 42 460,50 G 
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